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URTEIL DES GERICHTSHOFS (Fünfte Kammer)

27. Juni 2013(*)

„Zollkodex der Gemeinschaften – Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 – Waren in
vorübergehender Verwahrung – Nichtgemeinschaftswaren – Externes gemeinschaftliches

Versandverfahren – Zeitpunkt der zollrechtlichen Bestimmung – Annahme der
Zollanmeldung – Überlassung der Waren – Zollschuld“

In der Rechtssache C-542/11

betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUV, eingereicht vom Hoge
Raad der Nederlanden (Niederlande) mit Entscheidung vom 30. September 2011, beim
Gerichtshof eingegangen am 24. Oktober 2011, in dem Verfahren

Staatssecretaris van Financiën

gegen

Codirex Expeditie BV

erlässt

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer)

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten T. von Danwitz sowie der Richter A. Rosas, E.
Juhász (Berichterstatter), D. Šváby und C. Vajda

Generalanwalt: N. Jääskinen,

Kanzler: M. Ferreira, Hauptverwaltungsrätin,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens und auf die mündliche Verhandlung vom 12.
Dezember 2012,

unter Berücksichtigung der Erklärungen

– der niederländischen Regierung, vertreten durch M. Noort und C. Wissels als
Bevollmächtigte,

– der griechischen Regierung, vertreten durch I. Bakopoulos und I. Pouli als
Bevollmächtigte,

– der Europäischen Kommission, vertreten durch B.-R. Killmann und W. Roels als
Bevollmächtigte,



nach Anhörung der Schlussanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 28. Februar
2013

folgendes

Urteil

1 Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92
des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl.
L 302, S. 1) in der durch die Verordnung (EG) Nr. 648/2005 des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 13. April 2005 (ABl. L 117, S. 13) geänderten Fassung (im Folgenden:
Zollkodex).

2 Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen dem Staatssecretaris van Financiën
(Staatssekretär für Finanzen, im Folgenden: Staatssecretaris) und der Codirex Expeditie
BV (im Folgenden: Codirex) über Zoll- und Umsatzsteuerbescheide.

Rechtlicher Rahmen

3 Gemäß Art. 4 Nrn. 15 bis 17 und 20 des Zollkodex ist oder sind in seinem Sinne

„15. zollrechtliche Bestimmung einer Ware:

a) Überführung in ein Zollverfahren,

b) Verbringung in eine Freizone oder ein Freilager;

c) Wiederausfuhr aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft;

d) Vernichtung oder Zerstörung;

e) Aufgabe zugunsten der Staatskasse;

16. Zollverfahren:

a) Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr,

b) Versandverfahren,

…

17. Zollanmeldung: die Handlung, mit der eine Person in der vorgeschriebenen Form und
nach den vorgeschriebenen Bestimmungen die Absicht bekundet, eine Ware in ein
bestimmtes Zollverfahren überführen zu lassen;

…

20. Überlassen einer Ware: die Maßnahme, durch die eine Ware von den Zollbehörden für
die Zwecke des Zollverfahrens überlassen wird, in das die betreffende Ware
übergeführt wird.“

4 Art. 37 des Zollkodex sieht vor:



„(1) Waren, die in das Zollgebiet der Gemeinschaft verbracht werden, unterliegen vom
Zeitpunkt des Verbringens an der zollamtlichen Überwachung. Sie können nach dem
geltenden Recht Zollkontrollen unterzogen werden.

(2) Sie bleiben so lange unter zollamtlicher Überwachung, wie es für die Ermittlung ihres
zollrechtlichen Status erforderlich ist, und, im Fall von Nichtgemeinschaftswaren
unbeschadet des Artikels 82 Absatz 1, bis sie ihren zollrechtlichen Status wechseln, in eine
Freizone oder ein Freilager verbracht, wiederausgeführt oder nach Artikel 182 vernichtet
oder zerstört werden.“

5 Art. 40 des Zollkodex sieht u. a. vor, dass Waren beim Eingang in das Zollgebiet der
Gemeinschaft von der Person zu gestellen sind, die sie dorthin verbracht hat oder die
gegebenenfalls die Verantwortung für ihre Weiterbeförderung übernimmt.

6 Nach Art. 48 des Zollkodex „[müssen d]ie gestellten Nichtgemeinschaftswaren … eine der für
Nichtgemeinschaftswaren zulässigen zollrechtlichen Bestimmungen erhalten“.

7 Art. 50 des Zollkodex lautet:

„Bis zum Erhalt einer zollrechtlichen Bestimmung haben die gestellten Waren die
Rechtsstellung von Waren in vorübergehender Verwahrung. Diese Waren werden
nachstehend als ‚vorübergehend verwahrte Waren‘ bezeichnet.“

8 Art. 51 des Zollkodex sieht vor:

„(1) Die vorübergehend verwahrten Waren dürfen ausschließlich an von den Zollbehörden
zugelassenen Orten und unter den von diesen Behörden festgelegten Bedingungen gelagert
werden.

(2) Die Zollbehörden können verlangen, dass die Person, die die Waren im Besitz hat, eine
Sicherheit leistet, um die Erfüllung der gegebenenfalls nach den Artikeln 203 oder 204 für
diese Waren entstehenden Zollschuld zu gewährleisten.“

9 Art. 59 des Zollkodex bestimmt:

„(1) Alle Waren, die in ein Zollverfahren übergeführt werden sollen, sind zu dem
betreffenden Verfahren anzumelden.

(2) Gemeinschaftswaren, die zur Ausfuhr, zur passiven Veredelung, zum Versandverfahren
oder zum Zolllagerverfahren angemeldet worden sind, stehen vom Zeitpunkt der Annahme
der Zollanmeldung an unter zollamtlicher Überwachung, bis sie aus dem Zollgebiet der
Gemeinschaft verbracht oder vernichtet oder zerstört werden oder bis die Zollanmeldung
für ungültig erklärt wird.“

10 Art. 62 des Zollkodex sieht vor:

„(1) Die schriftlichen Zollanmeldungen sind auf einem Vordruck abzugeben, der dem
amtlichen Muster entspricht. Sie müssen unterzeichnet werden und alle Angaben enthalten,
die zur Anwendung der Vorschriften über das Zollverfahren, zu dem die Waren
angemeldet werden, erforderlich sind.

(2) Den Anmeldungen sind alle Unterlagen beizufügen, deren Vorlage zur Anwendung der
Vorschriften über das Zollverfahren, zu dem die Waren angemeldet werden, erforderlich
ist.“



11 Art. 63 des Zollkodex lautet:

„Anmeldungen, die den Voraussetzungen des Artikels 62 entsprechen, werden von den
Zollbehörden unverzüglich angenommen, sofern die betreffenden Waren gestellt worden
sind.“

12 Art. 67 des Zollkodex sieht vor:

„Wenn nichts anderes bestimmt ist, ist der Zeitpunkt der Annahme der Anmeldung durch
die Zollbehörden in Bezug auf alle Vorschriften über das Zollverfahren, zu dem die Waren
angemeldet werden, zugrunde zu legen.“

13 Nach Art. 68 des Zollkodex können die Zollbehörden zwecks Überprüfung der von ihnen
angenommenen Anmeldungen die Unterlagen, und zwar die Anmeldung und die dieser
beigefügten Unterlagen, prüfen und, gegebenenfalls mit Entnahme von Mustern oder
Proben zum Zweck einer Analyse oder eingehenden Prüfung, eine Zollbeschau
vornehmen. Die Rechte und Pflichten des Anmelders sind insbesondere in den Art. 69 und
70 des Zollkodex niedergelegt.

14 Art. 71 des Zollkodex sieht vor, dass die Ergebnisse der Überprüfung der Anmeldung und,
wenn keine Überprüfung der Anmeldung stattfindet, die darin enthaltenen Angaben der
Anwendung der Vorschriften über das Zollverfahren, zu dem die Waren angemeldet
worden sind, zugrunde gelegt werden.

15 Art. 72 Abs. 1 des Zollkodex lautet:

„Die Zollbehörden treffen die geeigneten Maßnahmen, um die Nämlichkeit der Waren zu
sichern, wenn eine solche Nämlichkeitssicherung erforderlich ist, um die Einhaltung der
Voraussetzungen des Zollverfahrens zu gewährleisten, zu dem die Waren angemeldet
worden sind.“

16 Nach Art. 73 Abs. 1 des Zollkodex werden die Waren grundsätzlich, wenn die
Voraussetzungen für die Überführung in das betreffende Verfahren vorliegen, von den
Zollbehörden dem Anmelder überlassen, sobald die Angaben in der Anmeldung entweder
überprüft oder ohne Überprüfung angenommen worden sind.

17 Art. 74 Abs. 1 Satz 1 des Zollkodex lautet:

„Entsteht durch die Annahme einer Zollanmeldung eine Zollschuld, so dürfen die Waren,
die Gegenstand dieser Anmeldung sind, dem Anmelder erst überlassen werden, wenn der
Zollschuldbetrag entrichtet oder eine Sicherheit geleistet worden ist.“

18 Art. 91 Abs. 1 Buchst. a des Zollkodex lautet:

„Im externen Versandverfahren können folgende Waren zwischen zwei innerhalb des
Zollgebiets der Gemeinschaft gelegenen Orten befördert werden:

a) Nichtgemeinschaftswaren, ohne dass diese Waren Einfuhrabgaben, anderen Abgaben
oder handelspolitischen Maßnahmen unterliegen“.

19 Art. 96 Abs. 1 des Zollkodex sieht vor:



„Der Hauptverpflichtete ist der Inhaber des externen gemeinschaftlichen
Versandverfahrens. Er hat

a) die Waren innerhalb der vorgeschriebenen Frist unter Beachtung der von den
Zollbehörden zur Nämlichkeitssicherung getroffenen Maßnahmen unverändert der
Bestimmungszollstelle zu gestellen;

b) die Vorschriften über das gemeinschaftliche Versandverfahren einzuhalten.“

20 Art. 203 des Zollkodex bestimmt:

„(1) Eine Einfuhrzollschuld entsteht,

– wenn eine einfuhrabgabenpflichtige Ware der zollamtlichen Überwachung entzogen
wird.

(2) Die Zollschuld entsteht in dem Zeitpunkt, in dem die Ware der zollamtlichen
Überwachung entzogen wird.

(3) Zollschuldner sind:

– die Person, welche die Ware der zollamtlichen Überwachung entzogen hat;

– die Personen, die an dieser Entziehung beteiligt waren, obwohl sie wussten oder
billigerweise hätten wissen müssen, dass sie die Ware der zollamtlichen
Überwachung entziehen;

– die Personen, welche die betreffende Ware erworben oder im Besitz gehabt haben,
obwohl sie im Zeitpunkt des Erwerbs oder Erhalts der Ware wussten oder
billigerweise hätten wissen müssen, dass diese der zollamtlichen Überwachung
entzogen worden war;

– gegebenenfalls die Person, welche die Verpflichtungen einzuhalten hatte, die sich aus der
vorübergehenden Verwahrung einer einfuhrabgabenpflichtigen Ware oder aus der
Inanspruchnahme des betreffenden Zollverfahrens ergeben.“

Ausgangsrechtsstreit und Vorlagefrage

21 Eine Partie gekühltes Rindfleisch, die in einem Container auf dem Seeweg von Brasilien in
die Niederlande befördert worden war, wurde im Hafen von Rotterdam (Niederlande)
durch das Unternehmen Seaport International entladen. Dieses setzte den Container bis zur
zollrechtlichen Bestimmung der Waren auf seinem Gelände ab.

22 Während sich der Container auf diesem Gelände befand, gab Codirex am 6. November 2007
eine elektronische Zollanmeldung zur Überführung der Partie in das externe
gemeinschaftliche Versandverfahren ab. Die Zollbehörden nahmen diese Anmeldung
unmittelbar an. Zu diesem Zeitpunkt hatten die fraglichen Waren die Rechtsstellung von
„Waren in vorübergehender Verwahrung“ im Sinne von Art. 50 des Zollkodex.

23 Am 7. November 2007 versahen die Zollbehörden den Container mit einem Zollverschluss
und überließen ihn. Der Container wurde im Güterkraftverkehr zu der Empfängerfirma, der



Eurofrigo BV (im Folgenden: Eurofrigo) im Industriepark Maasvlakte (Niederlande),
befördert.

24 Da die Zollbehörden keine Bestätigung des Wareneingangs bei Eurofrigo erhielten, leiteten
sie eine Untersuchung ein. Am 27. Dezember 2007 brachte Eurofrigo ihnen zur Kenntnis,
dass die Lieferung, obwohl der Zollverschluss des Containers unversehrt war, zwei
Packstücke weniger aufwies als in der Zollanmeldung angegeben.

25 Am 17. Februar 2008 ersuchten die Zollbehörden Codirex als Anmelderin um genauere
Angaben zu der Fehlmenge. Da Codirex nicht reagierte, forderten die Behörden sie mit
Bescheid vom 3. Juli 2008 zur Entrichtung von Zoll und Umsatzsteuer auf.

26 Der Finanzinspektor, bei dem Codirex Einspruch gegen den Bescheid einlegte, bestätigte
diesen.

27 Gegen diese Entscheidung erhob Codirex Klage bei der Rechtbank te Haarlem.

28 Diese führte in ihrem Urteil aus, dass Nichtgemeinschaftswaren, die zur Überführung in das
Versandverfahren angemeldet worden seien, bis zum Zeitpunkt der Überlassung durch die
Zollbehörden die Rechtsstellung von Waren in vorübergehender Verwahrung behielten, so
dass Codirex im vorliegenden Fall die für das Versandverfahren geltenden Vorschriften
nicht entgegengehalten werden könnten. Unter Bezugnahme auf das Urteil vom 15.
September 2005, United Antwerp Maritime Agencies und Seaport Terminals (C-140/04,
Slg. 2005, I-8245, Randnrn. 35 bis 39), stellte die Rechtbank te Haarlem fest, dass
Codirex, die nicht die Sachherrschaft über die Waren ausgeübt habe, in der Zeit von der
vorübergehenden Verwahrung der Waren bis zu deren Überlassung zum Versandverfahren
durch die Zollbehörden nicht als Zollschuldnerin im Sinne von Art. 203 Abs. 3 vierter
Gedankenstrich des Zollkodex angesehen werden könne.

29 Gegen diese Entscheidung legte der Staatssecretaris Kassationsbeschwerde beim Hoge Raad
der Nederlanden ein. Dieser war der Auffassung, dass eine Auslegung des Zollkodex für
den Erlass seiner Entscheidung erforderlich sei.

30 Unter diesen Umständen hat der Hoge Raad der Nederlanden entschieden, das Verfahren
auszusetzen und dem Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen:

Zu welchem Zeitpunkt erhalten Nichtgemeinschaftswaren, die mit der Rechtsstellung „in
vorübergehender Verwahrung“ zur Überführung in das externe gemeinschaftliche
Versandverfahren angemeldet worden sind, eine zollrechtliche Bestimmung im Sinne von
Art. 50 des Zollkodex?

Zur Vorlagefrage

31 Aufgrund der Angaben des vorlegenden Gerichts wird bei der Prüfung der Rechtssache
davon ausgegangen, dass sich zum Zeitpunkt der Zollanmeldung sämtliche Packstücke, die
für das externe gemeinschaftliche Versandverfahren angemeldet und bestimmt waren, in
dem Container auf dem Gelände von Seaport International befanden, aber vor der
zollamtlichen Verschließung dieses Containers zwei Packstücke verschwunden sind.

32 Nach Art. 203 Abs. 1 und 2 des Zollkodex entsteht in dem Zeitpunkt, in dem eine
einfuhrabgabenpflichtige Ware der zollamtlichen Überwachung entzogen wird, eine
Einfuhrzollschuld. Diese Entziehung aus der zollamtlichen Überwachung umfasst jede



Handlung oder Unterlassung, die dazu führt, dass die zuständige Zollbehörde, wenn auch
nur zeitweise, am Zugang zu einer unter zollamtlicher Überwachung stehenden Ware und
an der Durchführung der in Art. 37 Abs. 1 des Zollkodex vorgesehenen Prüfungen
gehindert wird (vgl. Urteil United Antwerp Maritime Agencies und Seaport Terminals,
Randnr. 28 und die dort angeführte Rechtsprechung).

33 Sind die fraglichen Waren zum Zeitpunkt ihrer Entziehung aus der zollamtlichen
Überwachung bereits in das externe gemeinschaftliche Versandverfahren übergeführt
worden, hat der Inhaber dieses Verfahrens als Hauptverpflichteter im Sinne von Art. 96
Abs. 1 des Zollkodex die Verpflichtungen einzuhalten, die sich aus der Inanspruchnahme
dieses Verfahrens ergeben, und ist Zollschuldner im Sinne von Art. 203 Abs. 3 vierter
Gedankenstrich des Zollkodex, wenn die Bestimmungen der ersten drei Gedankenstriche
dieses Abs. 3 nicht anwendbar sind.

34 Sind dagegen die Waren zum Zeitpunkt dieser Entziehung noch nicht in das externe
gemeinschaftliche Versandverfahren übergeführt worden, sondern befinden sie sich noch
in vorübergehender Verwahrung, ist, wenn die Bestimmungen in den ersten drei
Gedankenstrichen von Art. 203 Abs. 3 des Zollkodex nicht anwendbar sind, Zollschuldner
dieser Waren die Person, die diese Waren nach dem Abladen zwecks Beförderung oder
Lagerung in Besitz hat, da sie die Verpflichtungen, die sich aus der vorübergehenden
Verwahrung ergeben, einzuhalten hatte (vgl. in diesem Sinne Urteil United Antwerp
Maritime Agencies und Seaport Terminals, Randnr. 39 und Tenor). Nach den aus den
Akten ersichtlichen Angaben ist diese Person nicht Codirex.

35 Es ist daher zu bestimmen, zu welchem Zeitpunkt der Zollkodex die vorübergehende
Lagerung einer Ware enden lässt und die Überführung der Ware in das externe
gemeinschaftliche Versandverfahren beginnt.

36 Zunächst ergibt sich aus dem Urteil vom 1. Februar 2001, D. Wandel (C-66/99, Slg. 2001,
I-873, Randnrn. 35 bis 38 und 45), das Waren betraf, die in den zollrechtlich freien
Verkehr übergeführt werden sollten, dass diese Waren bis zur Überlassung in
vorübergehender Verwahrung verbleiben und dass sie ihren zollrechtlichen Status erst
wechseln, wenn sie durch die Zollbehörden überlassen worden sind.

37 Insoweit ist festzustellen, dass die Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr gemäß
Art. 4 Nr. 16 Buchst. a des Zollkodex ebenfalls ein Zollverfahren ist und die Überführung
der Ware in ein solches Verfahren ebenfalls eine zollrechtliche Bestimmung darstellt.

38 Wie der Generalanwalt in Nr. 60 seiner Schlussanträge ausführt, erscheint daher die
Argumentation des Gerichtshofs im Urteil D. Wandel entsprechend auf den vorliegenden
Fall anwendbar, auch wenn es sich um ein anderes Zollverfahren handelte als im
Ausgangsverfahren.

39 Ferner ist gemäß Art. 4 Nr. 17 des Zollkodex die Zollanmeldung die Handlung, mit der eine
Person in der vorgeschriebenen Form und nach den vorgeschriebenen Bestimmungen die
Absicht bekundet, eine Ware in ein bestimmtes Zollverfahren überführen zu lassen.

40 Zwar sieht Art. 67 des Zollkodex vor, dass, wenn nichts anderes bestimmt ist, der Zeitpunkt
der Annahme der Anmeldung durch die Zollbehörden in Bezug auf alle Vorschriften über
das Zollverfahren, zu dem die Waren angemeldet werden, zugrunde zu legen ist.

41 Jedoch reicht die bloße Annahme der Anmeldung nicht aus, um die vorübergehende
Verwahrung enden zu lassen.



42 Nach Art. 37 Abs. 2 des Zollkodex bleiben nämlich die Waren, die in das Zollgebiet der
Gemeinschaft verbracht werden, so lange unter zollamtlicher Überwachung, wie es für die
Ermittlung ihres zollrechtlichen Status erforderlich ist, und, im Fall von
Nichtgemeinschaftswaren unbeschadet des Art. 82 Abs. 1 des Zollkodex, bis sie ihren
zollrechtlichen Status wechseln.

43 Nach Art. 50 des Zollkodex befinden sich die gestellten Waren von dieser Gestellung an bis
zum Erhalt einer zollrechtlichen Bestimmung in vorübergehender Verwahrung.

44 Die Überführung einer Ware in ein Zollverfahren ist nach Art. 4 Nr. 15 Buchst. a des
Zollkodex eine zollrechtliche Bestimmung, und das Versandverfahren stellt nach Art. 4 Nr.
16 Buchst. b ein Zollverfahren dar. Art. 4 Nr. 20 des Zollkodex definiert die Überlassung
einer Ware als die Maßnahme, durch die eine Ware von den Zollbehörden für die Zwecke
des Zollverfahrens überlassen wird, in das die betreffende Ware übergeführt wird.

45 Daraus folgt, dass in einem Fall wie dem Ausgangsverfahren die Waren in vorübergehender
Verwahrung verbleiben, bis sie sich im externen gemeinschaftlichen Versandverfahren
befinden.

46 Die Waren können jedoch erst dem externen gemeinschaftlichen Versandverfahren
unterfallen, wenn alle Voraussetzungen dieses Verfahrens erfüllt sind.

47 Dazu sind gegebenenfalls die Zollanmeldungen zu überprüfen, die Maßnahmen zur
Nämlichkeitssicherung der betreffenden Waren zu ergreifen und eine Sicherheitsleistung
für die Erfüllung einer möglichen Zollschuld zu verlangen.

48 Nach Annahme der Zollanmeldung können die Zollbehörden daher gemäß Art. 68 des
Zollkodex die von ihnen angenommenen Anmeldungen überprüfen, indem sie eine
Prüfung der Unterlagen durchführen und/oder eine Zollbeschau vornehmen.

49 Was die Maßnahmen der Zollbehörden zur Nämlichkeitssicherung betrifft, ist der
Europäischen Kommission beizupflichten, dass die Überprüfung nach Art. 68 des
Zollkodex in Verbindung mit den Art. 71 und 73 Abs. 1 des Zollkodex zu sehen ist, so dass
nach der förmlichen Annahme einer Anmeldung Maßnahmen wie die in Art. 72 des
Zollkodex vorgesehenen angeordnet werden können, um die ordnungsgemäße Anwendung
des Zollverfahrens sicherzustellen, zu dem die Waren angemeldet worden sind. Im
Ausgangsverfahren haben die Behörden u. a. den Container in der Zeit zwischen der
Annahme der Zollanmeldung und der Überlassung mit einem Zollverschluss versehen, um
sicherzustellen, dass die Ordnungsmäßigkeit des externen gemeinschaftlichen
Versandverfahrens nicht beeinträchtigt wird.

50 Zu der Verpflichtung zur Sicherheitsleistung ist festzustellen, dass nach Art. 91 Abs. 1
Buchst. a des Zollkodex im externen gemeinschaftlichen Versandverfahren
Nichtgemeinschaftswaren zwischen zwei innerhalb des Zollgebiets gelegenen Orten
befördert werden können, ohne dass diese Waren Einfuhrabgaben unterliegen. Diese
Beförderung unterliegt somit den sehr engen Voraussetzungen des Art. 91 Abs. 2 sowie
der Art. 94 und 96 des Zollkodex. Danach ist u. a. vorgesehen, dass grundsätzlich eine
Sicherheit zu leisten ist, um die Erfüllung der gegebenenfalls für die Waren entstehenden
Zollschuld sicherzustellen, die Ware innerhalb der vorgeschriebenen Frist unverändert in
der Bestimmungszollstelle zu gestellen ist und die von den Behörden getroffenen
Maßnahmen zur Nämlichkeitssicherung zu beachten sind.



51 Werden bei der Überprüfung der Anmeldungen Mängel festgestellt, die sich aus den
Maßnahmen zur Nämlichkeitssicherung ergebenden Verpflichtungen nicht eingehalten
oder die erforderliche Sicherheit nicht gestellt, können die Waren folglich nicht in einem
externen gemeinschaftlichen Versandverfahren befördert werden.

52 Liegen dagegen die Voraussetzungen für die Überführung in das entsprechende Zollverfahren
vor, werden die Waren nach Art. 73 Abs. 1 des Zollkodex von den Zollbehörden dem
Anmelder überlassen, sobald die Angaben in der Anmeldung entweder überprüft oder ohne
Überprüfung angenommen worden sind.

53 Der Umstand, dass für die Zollbehörden die Notwendigkeit oder die Möglichkeit besteht, die
Maßnahmen der Überprüfung, Nämlichkeitssicherung oder Sicherheitsleistung
anzuwenden, lässt nicht den Schluss zu, dass alle Voraussetzungen des externen
gemeinschaftlichen Versandverfahrens allein mit der Annahme der Zollanmeldung erfüllt
sein können.

54 Dass die Waren der im Ausgangsverfahren behandelten Art erst ab ihrer Überlassung unter
ein externes gemeinschaftliches Versandverfahren fallen können, ergibt sich im Übrigen
aus der Definition in Art. 4 Nr. 20 des Zollkodex, in der hervorgehoben wird, dass die
Ware durch die Zollbehörden „für die Zwecke des Zollverfahrens überlassen wird, in das
die betreffende Ware übergeführt wird“.

55 Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass die Art. 50, 67 und 73 des
Zollkodex dahin auszulegen sind, dass Nichtgemeinschaftswaren, die mit der
Rechtsstellung von Waren in vorübergehender Verwahrung zur Überführung in das externe
gemeinschaftliche Zollverfahren angemeldet worden sind und deren Anmeldung von den
Zollbehörden angenommen worden ist, zu dem Zeitpunkt eine zollrechtliche Bestimmung
erhalten und damit in dieses Zollverfahren übergeführt werden, zu dem sie überlassen
werden.

Kosten

56 Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwischenstreit in dem bei dem
vorlegenden Gericht anhängigen Rechtsstreit; die Kostenentscheidung ist daher Sache
dieses Gerichts. Die Auslagen anderer Beteiligter für die Abgabe von Erklärungen vor dem
Gerichtshof sind nicht erstattungsfähig.

Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Fünfte Kammer) für Recht erkannt:

Die Art. 50, 67 und 73 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12.
Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften in der durch die
Verordnung (EG) Nr. 648/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13.
April 2005 geänderten Fassung sind dahin auszulegen, dass
Nichtgemeinschaftswaren, die mit der Rechtsstellung von Waren in vorübergehender
Verwahrung zur Überführung in das externe gemeinschaftliche Zollverfahren
angemeldet worden sind und deren Anmeldung von den Zollbehörden angenommen
worden ist, zu dem Zeitpunkt eine zollrechtliche Bestimmung erhalten und damit in
dieses Zollverfahren übergeführt werden, zu dem sie überlassen werden.

Unterschriften



* Verfahrenssprache: Niederländisch.


